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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL 

Ex~~· .. ~"'~},'·:. P ARP TG · ~liiwiiili _.v-ira 

vom 2 1. März 1977 Nr. 57//~ 

G-es+,u.Itungsple.n 11Grosser Stein" der Stadt Kreuzlingen 

1. NiJ" Schreibeü vom 19. J&mar 1977 ersucht dc•:r. Stadtrat Kreuz-

ling0n um Genehmig<i'lg d~s von ihm a.m ll. Jnnua::.· 1977 beschloe-

senen Gest!ü tuugsplans "Grosser Stein11• In formeller Hin::?icht 

ist. fesiJzuhal ten, dass die öffentliche Jrnflage erst nach der 

Einreichung des Geuehmigunesgesuchs erfolgte, nämlich vom. 

21. Januar bis 21. Pebruar 1977. Gemäss Sch:i::ei ben d.es Sta.dt-

rates vom 10. l.fö.rz 197'°( gingen in dies~r Zd t keiae E:i.nsp:rachcu 
i 

ein. Da der Plan von a.llen betroffenen Grund.-::igeutümern 1mt~:c~ 

z<dchnet wurde r steht d.er Genehmigung in formeller Hinsicht 

nichts entgegen. 

2. In den Gest.a,ltungsplan einbezogen sind 1.3 Grundstücke von 7 

Gru.!l.deigcntü..rueru; das Areal umfasst, einschlic8slich der von 

dc:r. Stadt Kreuzlingen eingeworfenen Strassenfläcbe, rund 

11'500 m2. Dor Kt"lass ist, sowohl nach dem alteu, zur Zeit 

noch gültigen, e..ls auch nach dem neuen, von der Stadt bereits 

beschlossenen, im Genehmigungsverfa.hren befin:Uichen Bau:regle-

.rmmt zulässig. 

Um eine sim1volle Ueberb&uung und eül.e zweckmt~s sige Erschlies·-

sung zu ermöglichen, wurde im Gestaltungsplan eine Landumlegung 

vorgenommen. Der neue ßesitzstanO. ist im Plan 2 enthalten. DÜ! 

Zuteilung für d.ie p.rivE<.ten Grundeigentümer erscheint zweckmlis-

sig, ebenso dir~ der Sta<lt für die Verkehrserschlies::rnn.g zi~ige­

toilte Flächn. 
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3. Im weitem enthält der Gestaltungsplan die Zonenzuteilung sowie 

die Ausnützungsmöglichkeit, die sich aufgrund der Zonenvor-

schriften ergibt. Bei Ausnützungen inklusive Bonus von 1,4 in 

der City-Zone und 0,65 in der Wohnzone W 3 ergibt sich eine zu-

lässige Gebäudefläche von rund 10'611 m2, wovon rund 2'100 m2 

in der W 3 zu erstellen sind. Diese Ausnützung ist noch immer 

sehr hoc~, liegt aber insgesamt doch ganz erheblich unter dem, • ..„ 
was nach altem Baureglement zulässig gewesen wäre. 

4. Der Baun1assen-und Baulinienplan zeigt, dass, wie es dem Zonen-

plan und den zugehörigen Zonenvorschriften entspricht, längs 

der Hauptstrasse geschlossene Bauweise vorgesehen ist. Nur auf 
·» 

einer Parzelle sind. 5 Geschosse vorgesehen, bei allen andern 

Bauten beschrä.nkt n1a.n sich auf 4 und ~reuiger Stockwerke. Plan 3 

hält fest1 in welcher Axt die Bauten gegenüber der ilauptstras~ 

se gestaffelt werden sollten, ebenso sind die Baukuben auf der 

Ostseite festgelegt. 

Verbindlich für die Stellung der Bauten sind unter allen Um-

ständen die Baulinien, zum kleinern Teil bestehend (im Plan 

blau eingezeichnet), zum grössern Teil neu festgelegt (im PlBD. 

~ot eingezeichnet). Aufgehoben werden die gelb gezeichneten 

Baulinien. 

Im Gestaltungsplan wird festgehalten, dass die Bauten in der 

Wohnzone W 3 auf' den neuen Parzellen B und C an der Schulstras-

se nach den Vorschriften der Regelbauweise zu erstellen sind, 

wobei die Bestimmungen des neuen Baureglements gelten und zwar 

mit den besond.ern Bestimmungen des Axtikels 90, "Baumschutzzo-

nen" und unter Beachtung der im Plan. festgelegten Ausnützungs-

möglichkei t von 1'154 m2 bzv. 972 m2 Bruttogeschossfläche. Diese 

Randbedingungen für die Ueberbauung können genehmigt werden. 
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l"ür die Bauten an der Hauptstrasse auf den Parzellen A, D, E 

und F hält der Gestaltungsplan in Ziffer 4 der besondern Be-

stimmungen ebenfalls fest, welche Ausnützung bzw. Bruttoge-

schossflächen zuläs-sig sind; ferner werden das gegenseitige 

Grenzbaurecht und die Situierung parallel zur Baulinie festge-

legt. Die endgültige Gestaltung soll dort erst im Rahmen des 

Baubewilligungsverfahrens bestimmt werden; die im Plan 3 ent-

haltenen Grundrisse gelten lediglich als Richtplan. Dem ka.nn 

der H.egierungsrat zustimmen unter dem Vorbehalt, dass die an-

gegebenen Geschosszahlen nicht überschritten werden. 

5. Zu begrüs,sen ist es, dass der Gestaltungsplan für alle Bauten 

an der Hauptstrasse die rückwärtige Erschliessung vorsieht. Zu 

diesem Zweck wird der Steinweg, eine :t-förmige, grösstenteils 

nur a.ls Fussweg ausgebildete Erschlies,ung,nun zu einer voll-

wertigen Strasse von 6 bzw. 5 Metern Breite ausgebildet, die 

Haup·~stre.sse und Schulstrasse verbindet. Die neue Strasse ist 

so angelegt, dass gleichzeitig zwei neue durchgehende Fussgän-

ger·verbindUn.gen zwischen diesen beiden Achsen gescha,ffen lrnr.ien, 

die nördliche gleich verlaufend wie bisher, die süc1.liche zum 

Teil auf der neu anzulegenden Strasse, zum Teil als Passage zu 

Lasten der Parzelle A. 

Allerdings entsteht.durch diese neue Strassenanlage an der Haupt-

strasse eine neue vollwertige Einmür.dung, die sehr nahe bei der 

Einmündung der Bodanstrasse liegt. Weil darüber hinaus die Brei-

te der neuen Strasse im Bereiche der Einmündung nur 5 Meter be-

trägt, kommt der Regierungsrat zum Schluss, dass der neue Stein..:. 

weg zwischen dem Parkplatz auf der Parzelle A und der Hauptstras-

se nur als Einbahnstrasse benutzt werden darf. Dabei ist es aus 

Gründen der Verkehrssicherheit besser, die Einfahrt aus der 

Hauptstrasse in den Steinweg zu erlauben als die Ausfahrt aus 

dem. Steinweg in die Hauptstrasse. Zwar ist es möglich, dass bei 

Zulassung des Verkehrs in der Wes-t:.-Ost-Richtung wegen der Links-· 
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abbieger auf der Hauptstrasse unter Umständen ein Rückstau ent-

steht, was vor allem bei einer "grünen Welle" Nachteile hätte. 

Sollten diese sehr oft auftreten, so mtisste in einem spätem 

Zeitpunltt eventuell erwogen werden, das Linksabbiegen von der 

Hauptstrasse in den Steinweg zu untersagen. Viel stärker fällt 

ins Gewicht, dass die Verkehrssicherheit beim Einbiegen aus dem 

Steinweg in d.ie Hauptstrasse gefährdet ist. Weil längs der 

Hauptstrasse parkiert werden kann, ist für den Autofahrer die 

Sicht nicht gut; es kann wegen falscher Einschätzung der Si-

tuation zu Kollisionen kommen. Im Einverständnis mit der kan-

tonalen Verkehrskommission und dem Tiefbauamt kommt der Regie-

rungsrat 'daher zum Schluss, dass der Steinweg von der Einmün-

dung in die Hauptstrasse bis zum Parkplatz nur als Einbahnstras-

se in der W est-Ost-Hich·bung benutzt werden darf. 

Die .Anzahl der Parkplätze und deren Dimensionierung ist, sowohl 

für die erste Ausbauetappe (Plan 4) als auch für den Endausbau 

(Plan 5) höchstens knapp genLigend. 5 Heter Länge pro Parkfeld 

und 6 .Meter Fahrspur zwischen zwei Parkfeld.ern sind nach den 

Normen an der alleruntersten Grenze. Ebenso sind, bei Vollaus-

bau, 135 Parkplätze für eine Bruttogeschossfläche von mehr als 

9'600 m2 an der untersten Grenze. Bei Ausnützungen, die in der 

Grössenordnung über 1,0 liegen, kann in der Regel nur bei unter-

irdischer Parkierung das Problem des ruhenden Verkehrs gelöst 

werden. 

6 • .Aufgrund dieser Erwägungen kann der Gestaltungsplan "Grosser 

Stein" genehmigt werden. Rechtskraft erhalten durch die folgen-

de Genehmigung die nachstehenden Bestandteile: 

-Landumlegung gemäss den Plänen 1 und 2 sowie den besondern 

Bestimmungen Ziffeni2 und 3 

-Ausnützung gemäss Ziffer 4 der besondern Bestimmungen 
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Baulinien und bauliche Gestaltung ge~as Plau 3 und den be-

sondern Bestimmungen gemäss Ziffern 5 und 6 

Erschliessung und Parkierung gemäss den Plänen 4 und 5 sowie 

den Ziffern 7, 9 und 10 der besondern Bestimmungen 

Ziffer 8 und 10 der besondern Bestimmungen. 

D e  r R o g i e  r  u  n g s  r a t b e s c h  l i e  s  s t 

1. Der Gestaltungsplan "Grosser Stein" der Stadt Kreuzlingen 'lo"'ird 

genehmigt, Rechtskraft erlangen dadurch die unter Ziffer 6 der 

Erwägungen aufgezählten Bestandteile. 

2. Der Steinweg darf zwischen Parkplatz und Hauptstrasse nur als 

Einbahnstrasse in der West-Ost-Richtung befahren werden. Das 

Einbiegen vom Steinweg in die Hauptstrasse ist zu untersagen. 

3. Mitteilung an: -Stadtrat Kreuzlingen 
8280 Kreuzlingen 
unter Beilage von zwei Gestaltungsplänen, 
beide mit Genehmigungsvermerk 

kantonale Verkehrskommission 
zh. E. Lang, Chef Strassenverkehrsamt 

Baudepartement 

Tiefbauamt 

Amt für Raumplanung 
unter B~ilage eines Gestaltungsplans mit 
Genehmigungsvermerk und der Akten 

Fiir tige Ausfertigung: 

DER ST 
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